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MDR-430951-2026-7 Wien, 21. April 2026 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Allgemeine Verwaltungsverfahrens- 
gesetz 1991 und das Verwaltungsstraf- 

gesetz 1991 geändert werden, 
Begutachtung; 
Stellungnahme 

zu GZ: 2026-0.234.829  

  

 

Zu dem mit Schreiben vom 16. März 2026 übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes wird wie 

folgt Stellung genommen: 

 

Einleitend darf mitgeteilt werden, dass der gegenständliche Gesetzesvorschlag vom Land Wien aus-

drücklich begrüßt wird. 

 

Die in der Folge angeführten Anregungen sollen vor allem zur Erhöhung der Praxistauglichkeit bei-

tragen. 

 

Des Weiteren darf darauf hingewiesen werden, dass unionsrechtlich derzeit ebenfalls an einer wei-

tergehenden Digitalisierung bzw. Automatisierung im Verfahrensrecht gearbeitet (COM (2025) 1007 

final) wird: Vgl. den Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

Änderung der Richtlinien (EU) 2018/2001, (EU) 2019/944 und (EU) 2024/1788 im Hinblick auf die 

Beschleunigung der Genehmigungsverfahren: 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A52025PC1007. 

 

In dieser Richtlinie sollen die Mitgliedstaaten unter anderem dazu verpflichtet werden, digitale Platt-

formen für die Bearbeitung von Anträgen in Genehmigungsverfahren für Projekte in den Bereichen 

erneuerbare Energie, Energieinfrastruktur und Speicherung einzurichten. Die gegenständlichen ver-

fahrensrechtlichen Änderungen sollten daher geeignet sein, auch diese künftigen unionsrechtlichen 

Vorgaben zu berücksichtigen. Eine nicht notwendige Zersplitterung des Verfahrensrechts in unions-, 

bundes- und landesrechtlich unterschiedliche Bestimmungen und Unterscheidungen sollte jedenfalls 

vermieden werden. 

 

 

 

mailto:post@md-r.wien.gv.at
https://www.wien.gv.at/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A52025PC1007
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Artikel 1 (Änderung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG) 

 

Zu Z 1 (§ 13 Abs. 1, 2 und 2a AVG): 

 

Die vorgeschlagene Neufassung differenziert klar zwischen der Form des Anbringens (schriftlich 

oder in gesprochener Form) und den Übermittlungsformen (unter anderem mündlich in Anwesen-

heit, telefonisch sowie unter Verwendung von elektronischen Übermittlungsformen) und führt für 

über automatisierte Dialogsysteme in gesprochener Form eingebrachte Anbringen eine Fiktion der 

Schriftlichkeit ein (§ 13 Abs. 2a AVG). Diese Systematisierung wird aus Gründen der Rechtssicherheit 

und Technologieneutralität ausdrücklich begrüßt. Sie erleichtert den Einsatz moderner Kommunika-

tionswege, insbesondere die Inanspruchnahme von Chatbots und Videokommunikation, und trägt 

der Realität der bürger*innen-freundlichen digitalen Services Rechnung. 

 

In der Praxis stellt sich aber die Frage, welche Bedeutung die in einzelnen Materiengesetzen nor-

mierte „persönliche Anwesenheit“ hat (vgl. etwa § 19 Abs. 1 des Niederlassungs- und Aufenthaltsge-

setzes (NAG) und § 19 Abs. 1 des Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985 (StbG) in Verbindung mit § 3 der 

Staatsbürgerschaftsverordnung 1985). Aus Sicht des Landes Wien ist eine unmissverständliche Klar-

stellung erforderlich, ob das Merkmal „persönlich“ in diesen Materiengesetzen die Anbringungsform 

(als mündliche Antragstellung in physischer Anwesenheit) oder die Übermittlungsform (notwendige 

Vorsprache vor Ort) determiniert. Diese Abgrenzung ist auch deshalb wesentlich, weil § 13 Abs. 2 

AVG in der Fassung des vorliegenden Entwurfs für schriftliche Anbringen „jede technisch mögliche 

Form“ der Übermittlung zulässt und gerade nicht subsidiär gelten soll. Es wird angeregt, entweder 

im Gesetzestext oder zumindest in den Erläuterungen ausdrücklich festzuhalten, wie die neue Sys-

tematik des § 13 AVG zu den „persönlichen Antragserfordernissen“ der Materiengesetze steht, ob 

und inwieweit etwa Videokonferenz, Chatbot oder andere elektronische Kommunikationsformen 

diese „Persönlichkeit“ ersetzen können oder ob - sofern die Verwaltungsvorschrift nicht ausdrücklich 

anderes vorsieht - die physische Anwesenheit weiterhin erforderlich ist. 

 

Ausdrücklich positiv bewertet wird die Technologieneutralität und die Fortführung der barrierefreien 

Ausgestaltung nach dem Web-Zugänglichkeits-Gesetz. Im Sinne der unionsrechtlichen Kohärenz 

sollte in den Erläuterungen verdeutlicht werden, dass die Regelung mit anstehenden EU-Initiativen 

zur Beschleunigung und Digitalisierung von Genehmigungsverfahren - etwa dem Richtlinienvor-

schlag zur Einrichtung digitaler Plattformen für bestimmte Energie- und Infrastrukturvorhaben - 

kompatibel ist und deren Umsetzung auf nationaler Ebene erleichtert. 

 

Zu Z 2 (§ 13a AVG): 

 

Das Land Wien begrüßt die vorgesehene Möglichkeit, die behördliche Manuduktionspflicht im elekt-

ronischen Verkehr über ein automatisiertes Dialogsystem zu erfüllen, ausdrücklich. Dieser Ansatz 

kann die Erreichbarkeit, Nachvollziehbarkeit und Einheitlichkeit von Anleitungen und Belehrungen 

wesentlich verbessern und zugleich die Dokumentationsqualität erhöhen. 

 

Damit die Manuduktion über ein automatisiertes Dialogsystem rechtsstaatlich verlässlich und prak-

tisch vollzugstauglich ist, sollte im Gesetzestext bzw. zumindest in den Erläuterungen ausdrücklich 

klargestellt werden, dass Anleitungen und Belehrungen sowohl bei gesprochener Interaktion 

(Spracheingaben, z. B. via Mikrofon oder Videokonferenz) als auch bei geschriebener Interaktion 
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(Texteingaben, z. B. via Web Chat, App oder Messaging Interface) über das System erfolgen dürfen, 

sofern die Behörde eine für diesen Zweck geeignete Lösung einsetzt. 

 

Weiters wäre zumindest in den Erläuterungen zur Klärung zu ergänzen, wie mit Anbringen umzuge-

hen ist, welche in nicht deutscher Sprache mit Hilfe des Chatbots eingebracht werden und wie die 

Behörde bei unklaren Anbringen mit dem*der Einschreiter*in in Kontakt treten kann. 

 

 

Zu Z 4 (§ 16 Abs. 3 AVG): 

 

Zur begrifflichen Präzision wird angeregt, den Ausdruck „in einem Verfahren zur Authentizität“ 

durch „in einem Verfahren zum Nachweis der Authentizität“ zu ersetzen, um die Terminologie des 

E‑Government-Gesetzes konsistent zu übernehmen. Darüber hinaus sollte deutlich auseinanderge-

halten werden, dass die Authentizität eines elektronischen Dokuments nicht ident ist mit der Identi-

tät der kommunizierenden Person. Für rechtsgestaltende oder fristrelevante Erklärungen sollte da-

her eine verlässliche Identifizierung der einschreitenden Person vorgesehen werden (etwa mittels 

ID Austria/eID oder einer gleichgestellten elektronischen Signaturlösung. 

 

Zu Z 5 (§ 18 Abs. 4 AVG): 

 

Die Streichung der zwingenden Namensnennung des*der Genehmigenden bei Ausfertigungen in 

Form von Ausdrucken amtssignierter elektronischer Dokumente wird sehr begrüßt. In den Metada-

ten des amtssignierten Dokuments könnte eine funktions- oder prozessbezogene Kennung des 

Freigabe- bzw. Genehmigungsworkflows hinterlegt werden, um die interne Nachvollziehbarkeit zu 

sicherzustellen, ohne personenbezogene Daten nach außen zu exponieren. 

 

Zu Z 6 (§ 18a AVG): 

 

Die Schaffung einer allgemeinen Rechtsgrundlage für vollständig automatisierte schriftliche Erledi-

gungen ist ein zentraler Schritt der digitalen Transformation. Das Land Wien unterstützt dieses Vor-

haben ausdrücklich, sofern die verfassungsrechtliche Zurechnung zur Behörde und der bestimmen-

de behördliche Einfluss gewahrt bleiben sowie die Anforderungen des Art. 22 der Datenschutz-

Grundverordnung (DSGVO), (EU) 2016/679, und der KI‑Verordnung (EU) 2024/1689 konsequent 

umgesetzt werden.  

 

Der Begriff „vollständig automatisierte schriftliche Erledigung” sollte definiert werden, insbesondere 

im Hinblick auf den Automatisierungsgrad, die zulässigen menschlichen Eingriffsmöglichkeiten und 

die Abgrenzung zu teilautomatisierten Workflows. 

 

Datenschutzrechtlich ist anzunehmen, dass automatisierte Erledigungen nur unter den Vorausset-

zungen des Art. 22 DSGVO zulässig sind, einschließlich der dort genannten Schutzmaßnahmen 

(menschliches Eingreifen, Darlegung des eigenen Standpunkts, Anfechtung). Bei besonderen Kate-

gorien personenbezogener Daten ist Art. 9 DSGVO zu beachten. 

 

Die in § 18a Abs. 3 AVG genannten Mindestvorgaben sollten in den Erläuterungen näher ausgeführt 

werden. Ergänzungen wären erforderlich zum Umfang und zu den Kriterien der Testphasen (ein-

schließlich realitätsnaher Datensätze), zur Sicherung der Reproduzierbarkeit, zu Abbruchschwellen 
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bei Qualitätsabweichungen sowie zu den Anforderungen an die Qualifikation der überwachenden 

Organwalter*innen. 

 

Das Widerspruchsrecht gemäß § 18a Abs. 5 AVG ist als zentrale Schutzmaßnahme zu werten. In den 

Erläuterungen wäre klarzustellen, dass bereits die erste verfahrensbezogene Verständigung ver-

ständliche Hinweise auf Möglichkeit, Form und Folgen des Widerspruchs enthalten soll. Angesichts 

der knappen Frist des § 18a Abs. 5 Z 2 AVG wird angeregt zu prüfen, ob die Frist sachgerecht be-

messen ist. Das Verhältnis des Widerspruchs zu datenschutzrechtlichen Einwilligungen wäre zu er-

läutern, insbesondere zum Widerruf nach Art. 7 Abs. 3 DSGVO sowie zur Freiwilligkeit von Einwilli-

gungen im Behördenkontext (Art. 7 Abs. 4 DSGVO). Des Weiteren wird angeregt klarzustellen, dass 

der Widerspruch - wie im Entwurf dargestellt - selektiv auf bestimmte Erledigungen (etwa den ver-

fahrensbeendenden Bescheid) beschränkt werden kann. 

 

Inhaltlich sollte die Ausgestaltung des geplanten § 18a Abs. 2 bis 5 AVG geeignet sein, die behördli-

che Kontrolle über die Entscheidung in jedem Zeitpunkt des Verfahrens sicherzustellen, insbesonde-

re um die Entscheidungsfindung transparent und für Parteien nachvollziehbar darlegen zu können. 

Es dürfen keine entscheidungsrelevanten Tatsachen durch den KI-Einsatz verloren gehen („Black 

Box“). 

 

In der Variantenfrage befürwortet das Land Wien die Variante B, sodass abweichende Regelungen in 

den Materiengesetzen nur zulässig sein sollen, wenn sie nach Art. 11 Abs. 2 Bundes-

Verfassungsgesetz (B-VG) zur Regelung des Gegenstandes erforderlich sind. 

 

Zu Z 9 (§ 57a und § 57b AVG): 

 

In den Erläuterungen (Seite 13) heißt es zu § 57a AVG in der Fassung des Entwurfes: „Eine besonders 

effektive und damit bürgerfreundliche (vgl. Mayrhofer/Parycek, Digitalisierung 133) Gewährung 

öffentlich-rechtlicher Leistungen kann durch Verfahren erfolgen, die bei Vorliegen der Vorausset-

zungen für einen Anspruch eingeleitet werden, ohne dass es dazu eines aktiven Zutuns des An-

spruchsberechtigten oder Organwalters bedürfte”. Dass diese Bestimmung auf öffentlich-rechtliche 

Leistungen (antragslose Familienbeihilfe, antragslose Arbeitnehmer*innenveranlagung) zugeschnit-

ten ist, deckt sich mit dem im vorgeschlagenen § 57a Abs. 1 Z 3 AVG enthaltenen Hinweis auf Um-

stände, „die den Rechtsanspruch der Partei betreffen” und mit dem gänzlichen Verzicht auf ein Er-

mittlungsverfahren. Der sachliche Anwendungsbereich sollte aber im Normtext noch klarer darge-

legt werden, insbesondere die Voraussetzung eines zumindest abstrakt bestehenden Rechtsanspru-

ches. 

 

Die in § 57b AVG normierte Möglichkeit, gegen einen Bescheid „gemäß § 18a” binnen zwei Wochen 

Vorstellung zu erheben, ist aus datenschutzrechtlicher Sicht zu begrüßen. In diesem Zusammenhang 

wird auf ein Redaktionsversehen in der Textgegenüberstellung hingewiesen (Der Normtext des 

§ 57b AVG weist keinen zweiten Absatz auf.). 

 

Zu Z 12 (§ 68 Abs. 2a AVG): 

 

Das Land Wien unterstützt die Einführung einer speziellen amtswegigen Korrekturmöglichkeit für 

gemäß § 18a AVG vollständig automatisiert erledigte Bescheide. Nach Ansicht des Landes Wien 

handelt es sich bei den vorgeschlagenen Textvarianten - auch in Zusammenhang mit den Erläute-
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rungen dazu - jedoch um verschiedene Sachverhalte und nicht um verschiedene Varianten ein und 

desselben Sachverhalts. Variante A soll die Änderung rechtswidriger Bescheide nach § 18a AVG er-

möglichen und zielt mengenmäßig auf einzelne oder wenige Bescheide ab. Variante B trägt dem 

Risiko bei Massenverfahren Rechnung. Daher sollte eine entsprechende, beide Sachverhalte berück-

sichtigende Regelung gefunden werden. 

 

Artikel 2 (Änderung des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - VStG) 

 

Zu Z 1 (§ 24 VStG): 

 

Der Grundsatz, die Anwendung des § 18a AVG im Verwaltungsstrafverfahren grundsätzlich auszu-

schließen und zugleich eine sinngemäße Anwendung der Abs. 1 bis 4 für Strafverfügungen (§ 47) 

und Anonymverfügungen (§ 49a) vorzusehen, wird als systemgerecht erachtet, da die besonderen 

remonstrativen Rechtsbehelfe des VStG unangetastet bleiben sollen. In den Erläuterungen sollte 

ausdrücklich festgehalten werden, dass § 18a Abs. 5 AVG (Widerspruchsrecht) im VStG nicht an-

wendbar ist und der Rechtsschutz weiterhin ausschließlich über Einspruch, Gegenstandslosigkeit 

und das ordentliche Strafverfahren erfolgt. 

 

Zu Z 4 (§ 49a Abs. 4 bis 7 VStG): 

 

Der Entfall des „zur postalischen Einzahlung des Strafbetrages geeigneten Belegs“ wird ausdrücklich 

begrüßt. Bevorzugt wird Variante A und eine Klarstellung in den Erläuterungen, dass die maßgebli-

chen Zahlungsdaten in geeigneter Form, etwa als Text und/oder als QR‑Code, angegeben werden 

können. Wesentlich ist ferner, dass die Übermittlung bzw. elektronische Zugänglichmachung von 

Anzeigen nach § 49a Abs. 5 eine Kann‑Bestimmung bleibt, ansonsten würde den Grundsätzen des 

abgekürzten Verwaltungsstrafverfahrens (keine Akteneinsicht, Verfahrensbeschleunigung) wider-

sprochen werden.  

 

Angesichts der hohen Fallzahlen ist beispielsweise bei Verkehrsstrafen eine manuelle Schwärzung 

von Beweismitteln nicht praktikabel. Für den Fall der Umsetzung ist daher ein behördentaugliches 

Tool erforderlich, das eine automatische und nicht umkehrbare Unkenntlichmachung personenbe-

zogener Daten auf Beweisfotos gewährleistet, wobei alle Personen sowie nicht verfahrensrelevante 

Kennzeichen erfasst sein müssten. Aus datenschutzrechtlichen Gründen sind sämtliche Personen - 

nicht nur Dritte - unkenntlich zu machen, zumal die Behörde nicht zuverlässig feststellen kann, wel-

che Person auf einem Foto abgebildet ist. Sofern das Foto ausreichend aussagekräftig ist (z.B. Fahr-

zeug und Tatort erkennbar sind), könnte erwogen werden, nur ein einziges der im Akt befindlichen 

Beweisfotos bereitzustellen. Für die Zugänglichmachung wäre zudem eine eigene, gesicherte 

Schnittstelle bzw. Maske erforderlich.  

 

Zu Z 6 (§ 49a Abs. 9 und 10 VStG): 

 

Wenn die Versendung von Strafverfügungen bzw. Straferkenntnissen bei verspäteter Einzahlung 

des Strafbetrags einer Anonymverfügung unzulässig sein soll, hätte vor Inkrafttreten der Bestim-

mung eine Adaptierung des bundesweit eingesetzten Verwaltungsstrafprogrammes „VStV“ erfol-

gen, um die damit einhergehende Automatisierung umzusetzen. Widrigenfalls wäre der Aufwand 

der manuellen Kontrolle (Prüfung des Forderungsausgleiches, etc.) für die Behörde realistischer 

Weise nicht zu bewerkstelligen und würde dies dem Automatisierungsgedanken widersprechen. 
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Rechtsdogmatisch bleibt die Begründung offen, wie die Bezahlung einer gegenstandslosen Ano-

nymverfügung zur Unterlassung der weiteren Verfolgung führen kann (vgl. § 49a Abs. 6 und 7 

VStG). 

 

Im Übrigen sollte die verspätete Bezahlung der Anonymverfügung nicht zwingend dazu führen, dass 

die weitere Verfolgung zu unterlassen ist. § 49a Abs. 9 zweiter Satz VStG sollte daher wie folgt lau-

ten: „Ist die Zahlung gemäß Abs. 6 nicht rechtzeitig, jedoch vor der Einleitung von Nachforschungen 

nach dem unbekannten Täter erfolgt, kann die Behörde die weitere Verfolgung gänzlich unterlassen“. 

 

Zu Z 7 (§ 50 Abs. 2 VStG): 

 

Es wird Variante A bevorzugt, wobei in den Erläuterungen allerdings darzustellen wäre, dass die 

maßgeblichen Zahlungsdaten als Text und/oder QR Code angegeben werden können. 

 

Zu Z 9 (§ 50 Abs. 6 bis 8 VStG): 

 

Die zu § 49a Abs. 9 VStG dargestellten Überlegungen gelten für § 50 Abs. 7 VStG sinngemäß. Auch 

hier wäre vor Inkrafttreten eine Anpassung der Fachanwendung erforderlich und die maßgebliche 

prozessuale Zäsur klar zu bestimmen, damit Automatisierung und Rechtssicherheit gewährleistet 

sind. 

 

Zusammenfassend begrüßt das Land Wien die Zielrichtung des Entwurfs in vollem Umfang. Der 

Entwurf leistet einen substanziellen Beitrag zur Steigerung der Effizienz, zur Rechtssicherheit sowie 

zu einem modernen Service für Bürger*innen.  

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Birgit Eisler 

Senatsrätin 

 

 

Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. alle Ämter der Landesregierungen 

3. Verbindungsstelle der Bundesländer 

4. MA 62 (zu GZ: MA 62-I/439097/2026) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 
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5. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 

 

 

##signaturplatzhalter## 
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